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Betrifft: Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen;


Sitzung am 17. Februar 1999


Ergebnisprotokoll





Als Anlage übermittel das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst das Ergebnisprotokoll der Sitzung der im Gegenstand genannten Arbeitsgruppe vom 17. Februar 1999 mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme.





18. Februar 1999


Für den Bundeskanzler:


OKRESEK








Ergebnisprotokoll der Sitzung der „Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen“ am 17. Februar 1999.








Am 17. Februar fand im Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst unter Leitung von Sektionschef Dr. Okresek eine Plenarsitzung der  „Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen“ statt. Die Sitzungsteilnehmer sind aus der beigeschlossenen Anwesenheitsliste ersichtlich. Die Abgeordnete zum Nationalrat Haidlmayr war wegen eines unaufschiebbaren Krankenhaustermins verhindert.





Grundlage der Beratungen war der an die Teilnehmer versendete, auf der Grundlage weiterer Sitzungen einzelner Unterarbeitsgruppen überarbeitete vorläufige Gesamtbericht der Arbeitsgruppe.





Im Rahmen der Diskussion wurde der Bericht als solcher grundsätzlich außer Streit gestellt. Erörtert wurde jedoch die zusätzliche Aufnahme folgender Anregungen:





Aufnahme eines Hinweises, daß auch die am Gesetzesvollzug beteiligten Organe einschlägige Rechtsvorschriften nicht zum Nachteil behinderter Menschen auslegen sollen.





Hervorhebung der Notwendigkeit der Erstellung vergleichbarer Berichte für den Bereich des Landesrechts





Ergänzung des Berichtes dahingehend, daß in Fällen von unterschiedlichen Standpunkten von Behindertenverbänden und Bundesministerien von einer Bewertung der Standpunkte abgesehen wurde.





Geringfügige Ergänzungen im Bereich des SchOG (Seite 104 des Berichtes).








Weiters wurde die Frage von Maßnahmen zur Sicherstellung der Vermeidung der zukünftigen Erlassung von Rechtsvorschriften, die eine Diskriminierung behinderter Menschen anordnen oder zur Folge haben sowie die Frage der weiteren Vorgangsweise besprochen.





Als Ergebnis der über diese Anliegen geführten Diskussion läßt sich folgendes festhalten:





Dem Punkt A 1 (Seite 1) wird folgender Satz angefügt: „Sie ist aber im Sinne der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes für die Auslegung einschlägiger Vorschriften heranzuziehen.“





Im Punkt A 4 (Seite 2) wird nach dem ersten Satz der folgende Satz eingefügt: „Vergleichbare Berichte für den Bereich der Länder wären aus der Sicht der Teilnehmer der Arbeitsgruppe unerläßlich, weil gerade die Rechtsordnungen der Länder Vorschriften enthalten, die behinderte Menschen wesentlich betreffen.“








Dem Punkt A 6 (Seite 3) wird folgender Satz angefügt: „In Berichten einzelner Unterarbeitsgruppen sind erhebliche Divergenzen zwischen den Standpunkten des jeweiligen Bundesministers und jenen der Behindertenverbände ersichtlich. Die Arbeitsgruppe hat in solchen Fällen eine Bewertung der Standpunkte unterlassen.“





Das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst wird ein Rundschreiben an die Bundesministerien und die Verbindungsstelle der Ämter der Landesregierung verfassen, in dem auf die Neufassung des Art. 7 B-VG und auf das Anliegen alle zu begutachtenden Rechtssetzungsvorhaben jedenfalls der ÖAR zur Kenntnis zu bringen hingewiesen wird.





Die gewünschte Ergänzung wird - gemeinsam mit anderen kleineren redaktionellen Anpassungen - durchgeführt werden.








Der endgültige Gesamtbericht wird nach seiner Fertigstellung auftragsgemäß dem Herrn Bundeskanzler übergeben und in weiterer Folge an die Teilnehmer der Arbeitsgruppe übermittelt werden.


